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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Margulies, Dr. Schild, Geiger (München) und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Entschwefelung 
flüssiger und gasförmiger Brennstoffe 

— Drucksache 1980 — 


A. Bericht des Abgeordneten Striebeck 


Der Gesetzentwurf wurde in der 124. Sitzung des | 
Deutschen Bundestages vom 28. September 1960 dem ] 
Ausschuß für Gesundheitswesen federführend und 
dem Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen befaßte sich 
in seiner Sitzung vom 20. Oktober 1960 mit dem i 
Antrag. Er kam zu dem Ergebnis, daß weitere 
gesetzliche Maßnahmen zur Bekämpfung der Verun- 
reinigung der Luft erforderlich seien. Er bat jedoch 
den mitbeteiligten Ausschuß insbesondere zu prü- 
fen, wie weit die durch das Gesetz vorgesehene 
Belastung der Wirtschaft vertretbar sei. | 

Der Wirtschaftsausschuß beschloß in seiner Sit- | 
zung vom 12. April 1961, zur Frage der Notwendig- | 
keit und der wirtschaftlichen Durchsetzbarkeit von j 
Maßnahmen zur Entschwefelung flüssiger und gas- 
förmiger Brennstoffe Sachverständige zu hören. Die j 
für den 4. Mai 1961 vorgesehene Anhörung der | 


Sachverständigen für beide Ausschüsse mußte 
wegen der für diesen Zeitpunkt einberufenen Ple- 
narsitzung ausfallen. Daraufhin erstatteten die Sach- 
verständigen schriftliche Gutachten. 

Nach einer weiteren Beratung im Wirtschaftsaus- 
schuß auf Grund dieser Gutachten kam der Wirt- 
schaftsausschuß zu dem Ergebnis, daß der Gesetz- 
entwurf ohne weitere eingehende Beratungen nicht 
mehr in dieser Legislaturperiode verabschiedet wer- 
den könne. Er schlug daher dem federführenden 
Ausschuß vor, dem Plenum eine Empfehlung vor- 
zulegen, mit der die Bundesregierung ersucht wer- 
den soll, auf Grund der bisherigen erstatteten Gut- 
achten einen neuen Gesetzentwurf zum Ende dieses 
Jahres einzubringen. Der Ausschuß für Gesundheits- 
wesen schloß sich in seiner Sitzung vom 15. Juni 
1961 dem Votum des Wirtschaftsausschusses an und 
empfiehlt dem Deutschen Bundestag die Annahme 
des anliegenden Entschließungsantrags. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Striebeck 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, ' 

I 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1980 — für 

erledigt zu erklären, | 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: | 

Der Deutsche Bundestag hat bereits am* 9. März j 
1960 die Bundesregierung in einem Entschlie- 
ßun^santrag gebeten zu prüfen, ob und inwie- 
weit im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 
und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
vom 22. Dezember 1959 im privaten und gewerb- 
lichen Bereich Maßnahmen zur Reinhaltung der 
Luft, insbesondere durch eine etwaige Entschwe- 
felung von Brennstoffen, technisch und wirt- 
schaftlich durchführbar sind. Das Ergebnis der 
verlangten Prüfung ist dem Deutschen Bundes- 
tag bisher nicht zugegangen. 

i 

Wegen der gesundheitspolitischen Dringlich- | 
keit der Reinhaltung der Luft ersucht der Bun- j 
destag die Bundesregierung deshalb, bis Ende 1 
dieses Jahres dem Bundestag einen Gesetzent- | 


Wurf zuzuleiten, der sicherstellt, daß die durch 
die bisherigen gesetzgeberischen Maßnahmen 
noch nicht erfaßten schädlichen und belästigen- 
den Verunreinigungen der Außenluft auf ein 
zumutbares Mindestmaß herabgesetzt und beson- 
ders die Schwefeldioxyd- und Schwefeltrioxyd- 
Emission (SOg und SO 3 ) bei der Verbrennung 
von Brenn- und Treibstoffen in einem technisch 
möglichen und wirtschaftlich vertretbaren Maße 
eingeschränkt wird. 

Die dem von den Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal), Bading, Margulies, Dr. Schild, Gei- 
ger (München) und Genossen eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Entschwefelung 
flüssiger und gasförmiger Brennstoffe — Druck- 
sache 1980 — zugrunde liegenden Vorstellun- 
gen sind dabei zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert 
zu prüfen, welche Möglichkeiten, die im Rahmen 
des § 16 der Gewerbeordnung i. d. F. des Ände- 
rungsgesetzes vom 22. Dezember 1959 liegen, im 
Sinne dieser Entschließung noch ausgeschöpft 
werden sollten. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß 
für Gesundheitswesen 


Dr. Stammberger 

Vorsitzender 


Striebeck 

Berichterstatter 



